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Beschlussvorschlag der Verwaltung:

DerAusschuss fur Soziales und Chancengleichheit sowie der Stadtentwicklungs - und
Bauausschuss empfehlendem Gemeinderat folgenden Beschluss:

DerGemeinderat beschliefit die als Anlage 01 beigefigte Neufassung der Satzung lber die
zulassige Miete fir offentlich geforderte Mietwohnungen, welche die bis Forderjahrgang
2008 geforderten Wohnungenumfasst (§ 32 Absatz 3 Satz 3 Landeswohnraumférderungs-
gesetz- L WoFG).

Finanzielle Auswirkungen:

Bezeichnung: Betrag in Euro:

Ausgaben /Gesamtkosten:

e keine

Einnahmen:

e Kkeine

Finanzierung:

e Kkeine

Folgekosten:

e keine

Zusammenfassung der Begriindung:

Fur die bis 2008 offentlich geforderten Mietwohnungen errechnet sich die Miete bisher
durch Kiirzung der ortsiiblichen Vergleichsmiete (OVM) um Abschldge zwischen10 und bis
zu 44 Prozent. Kiinftig soll diese sogenannte Satzungsmiete nicht héher seinals die OVM
abziiglich 10 Prozent.

Vonder Satzungsmiete waren - Stand 31.12.2021 - insgesamt 2.354 miet- und belegungs-
gebundene Wohnungen betroffen (davon1.689 im Eigentum der GGH). Bei diesen Wohnun-
genhaben jeweils rund ein Drittel Mietabschlage von10 bis 19 Prozent, 20 bis 29 Prozent
und 30 bis 44 Prozent.Bei einem Drittelaller Wohnungen werdensich dementsprechend
die bisherigen Mietabschlage stark und bei einem weiteren Drittelsplirbarreduzieren.
Diesist gleichwohlverhaltnismafig; die neue Regelung beriicksichtigt das Verbot der
Uberkompensationund verstoBt auch nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz.
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Sitzung des Ausschusses fur Soziales und Chancengleichheit
vom 02.05.2023

TOP3

Ergebnis der offentlichen Sitzung des Ausschusses fiir Soziales und Chancengleichheit vom 2.5.2023

N eufassung der Satzung liber die zuldssige Miete fiir 6ffentlich geforderte Mietwohnungen
Beschlussvorlage 0100/2023/BV

AlsTischvorlagenliegensowohlder Antrag der Fraktion DIE LINKE (siehe Anlage 05 zur
Vorlage) als auch der Antrag der SPD -Fraktion (siehe Anlage 06 zurVorlage) vor.

Als weitestgehender Antrag wird zunachst derAntrag der SPD-Fraktion behandelt.

Stadtrat Emererlautert, dass es der SPD wichtigware, zunachst die gestellten Fragen zu
klaren und die Vorlage deshalbinden nachsten Ausschuss fiir Soziales und Chancen-
gleichheit zu verschieben.

Dieanwesenden Stadtrate stimmendem inderfolgendenDiskussion grundsatzlich zu, die
Meinungengehen jedoch auseinander, ob die Vorlage vor dem nachsten Ausschuss fiir So-
ziales und Chancengleichheit (27.06.) im Stadtentwicklungs- und Bauausschuss-am 23.05.
wie beabsichtigt - oder erst nach dem nachsten Ausschuss fiir Soziales und Chancen-
gleichheit - am 04.07.2023 behandelt werden soll. Die Verwaltung wird diesbeziiglichum
Klarung gebeten.

Biirgermeisterin Jansen lasst abschlieBend iiber den Antrag der SPD-Fraktion abstim-
men:

DieVerwaltung wird gebeten, bis zur Beratungim nachsten Ausschuss fiir Soziales und
Chancengleichheit Ausarbeitungenzuden folgenden Punkten bzw.Fragen nachzureichen:

- Darstellungder Wohneinheitennach Zimmeranzahlund Belegung. Wie viele Menschen
leben ineinerWohnung? Wie viele ,groie“ Wohnungen sind laut Argument 1(Vgl.
Drucksache 0100/2023/BV, S.3.1) unterbelegt?

- Darstellung, welche Auswirkung eine Anpassung der Abschlage von benachbartenGe-
bauden auf den mittlerenoder geringsten Abschlag fiir Auswirkungen hatte.

- VergleichmitRegelungenin anderen Stadten, z.B. Karlsruhe, Freiburg, Mannheim,
Stuttgart.

- Vergleichder15%-Regelmit10%-Abschlag
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- Istesmoglich, die unterschiedlichen Einheitenunterschiedlich zu behandeln? Laut
Vorlage sind je 1/3 mit einem Abschlag vonca.10-20%, 20-30% und 30-44% betroffen.
Festlegungdrei unterschiedlicher Abschlage nach Gebaudeklasse wie beispielsweise
10,20 und 30%

- Angemessenheit der Miete:Bei WOB-Besitzfiir die jeweilige Wohnung 30% Abzug, an-
sonsten10% Abzug (oder kein Abzug).

- Istesmaglich, eine Wohnung unterschiedlich zu behandeln: Die Flache x als angemes-
senenWohnraum mit einerum Abschlag geminderte Miete, die librige Flache nach
ortsublicher Vergleichsmiete?

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen

DerLeiterdes Amtes fiir Baurecht und Denkmalschutz, Herr Hornung, sowie der zustandi-
ge Abteilungsleiter, Herr GroB3kinsky, weisenvorsorglich darauf hin,dass vermutlich nicht
alle Fragenbeantwortet werdenkonnen.

Uberden Antrag der Fraktion DIE LINKE (siehe Anlage 05 zur Vorlage) wird im Folgenden
nicht mehrberaten.
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Beschlussempfehlung des Ausschusses fiir Soziales und Chancengleichheit:

DerAusschuss fur Soziales und Chancengleichheit empfiehlt dem Gemeinderat folgenden
Beschluss:

DerGemeinderat beschliefit die als Anlage 0] beigefiigte Neufassung der Satzung tber die
zulassige Miete fir offentlich geforderte Mietwohnungen, welche die bis Forderjahrgang
2008 geforderten Wohnungenumfasst (§ 32 Absatz 3 Satz 3 Landeswohnraumférderungs-
gesetz- L WoFG).

Damit ergeht folgender Arbeitsaufirag.

Die Verwaltung wird bis zum ndchsten Ausschuss fiir Soziales und Chancengleic hheit ge-
beten, Ausarbeitungen zu den folgenden Punkten bzw. Fragen nachzureichen:

Darstellung der Wohneinheiten nach Zimmeranzahl und Belegung. Wie viele Men-
schen lebenin einer Wohnung? Wie viele , grolfe “Wohnungen sind laut Argument 1
(Vgl. Drucksache 0100/2023/BV, S. 3.1) unterbelegt?

Darstellung, welche Auswirkung eine Anpassung der Abschlage von benachbarten
Gebauden auf den mittleren oder geringsten Abschlag fir Auswirkungen hatte.

Vergleich mit Regelungenin anderen Stadten, z.B. Karlsruhe, Freiburg, Mannheim,
Stuttgart.

Vergleich der 15%-Regel mit 10%-Abschlag

Ist es maoglich, die unterschiedlichen Einheiten unterschiedlichzu behandeln? Laut
Vorlage sindje 1/3 mit einem Abschlag von ca. 10-20%, 20-30% und 30-44% betroffen.
Festlegung drei unterschiedlicher Abschldge nach Gebaudeklasse wie beispielswei-
se 10, 20 und 30%

Angemessenheit der Miete: Bei WOB-Besilz fiir die jeweilige Wohnung 30% Abzug,
ansonsten 10% Abzug (oderkeinAbzug).

/st es moglich, eine Wohnung unterschiedlichzu behandeln: Die Flache x als ange-
messenen Wohnraum mit einer um Abschlag geminderte Miete, die iibrige Flache
nach ortsiiblicher Vergleichsmiete?

gezeichnet
Stefanie Jansen
Birgermeisterin

Ergebnis: vertagt mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung
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Sitzung des Ausschusses fir Soziales und Chancengleichheit
vom 27.06.2023

TOP1

Ergebnis der offentlichen Sitzung des Ausschusses fiir Soziales und Chancengleichheit vom 27.06.2023

N eufassung der Satzung liber die zuldssige Miete fiir 6ffentlich geforderte Mietwohnungen
Beschlussvorlage 0100/2023/BV

AlsTischvorlagenliegensowohlder Antragder Fraktion DIE LINKE (siehe Anlage 08 zur
Vorlage) als auch der Antrag der SPD-Fraktion (siehe Anlage 09 zurVorlage) vor.

DerLeiterdes Amtes fur Baurecht und Denkmalschutz, Herr Hornung, sowie der zustandi-
ge Abteilungsleiter,Herr GroBkinsky, erlauterndie Antwortenzu denim Ausschuss am 02.
Mai gestelltenFragen (siehe Anlage 07 zur Vorlage).

Die Aktualisierung der Satzungsmiete istim Ubrigen eine Grundvoraussetzung zur Umset-
zung der ,GGH-Strategie 2035, die sichinsbesondere imWohnungsbestand mehr Miet -
und Flachengerechtigkeit zum Ziel gesetzt hat.

In derfolgenden Diskussion meldensichzuWort:
Stadtrat Cofie-Nunoo, Stadtratin Kiziltas, Stadtrat Emer, Stadtrat Sanwald, Stadtrat Zieger,
beratendes Mitglied Lindemann, Stadtratin Stolz

Die Diskussion hat folgenden Inhalt:

e DiesichzuWort meldenden Stadtrate stimmendarinliberein,dass es Mietengerech-
tigkeitund eine soziale Losung brauche.

o Einederldeen,dass Haushalte zu gro3 gewordene offentlich geforderte Wohnungen
fur eine bedarfsgerechtere Belegung freimachen,um damit das eigentliche Ziel der 6f-
fentlichen Mietwohnraumforderung, Haushalte inbestimmtenLebensphasenange-
messenmit Wohnraum zuversorgen, zu verfolgen, werde deshalb befurwortet.

o Allerdings stiindenin Heidelbergvielzuwenige kleine Wohnungen zur Verfligung, die
erwartete Fluktuation werde deshalb nicht eintreten; insgesamt gebe es vielzuwenig
bezahlbaren Wohnraum.

e DieDiskussioniberdie Satzungsmiete seibeim Beschluss tiber die GGH-Strategie
2035im Ubrigenbewusst zuriickgestellt worden.

e DieReduzierungder aktuellen Mietabschlage auf kiinftig einheitlich10 Prozent sei zu
viel,auch wenndiese auf Grund der im Mietrecht festgelegten Kappungsgrenze erst
Uber einenZeitraum vonmehrerenJahren vollstandig auf den Mieterhaushalt weiter-
gegebenwerdenkonne.

e Aucheine Sonderregelung flr einzelfallbezogene Hartefalle miisse in Betracht gezo-
genwerden.

o Problematischsei,dass sichderMietspiegelnuranNeuvertragsmietenorientiere;
dadurch konne sichdie ortsiibliche Vergleichsmiete nurerhdhen.

e Esseivoninteresse,wie hochdie Mindereinnahmender GGH ausfielen, wennder ein-
heitliche Mietabschlag kiinftig auf 15 % statt auf 10 % festgelegt wiirde.

e EineVariante ware auch, denMietabschlagindenersten3 Jahren zunachst auf
15 % festzuschreiben,und erstabdem 4.Jahrdie 10%-Regelung umzusetzen.

Am Ende derDiskussionstellt sichdie folgende Frage:
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o |Istesrechtlich zulassig,in der Satzung zu regeln, dass die Kappungsgrenze in Stufen
von5 %pro Jahrumgesetzt wird?

BurgermeisterinJansenund das Amt fur Baurecht und Denkmalschutz sagen zu, diese
Frageninder Sitzung des Stadtentwicklungs - und Bauausschusses am 04.07.2023 zu be-
antworten.

Stadtrat Emerfirdie SPD-Fraktion und Stadtratin Kiziltasfiir die Fraktion DIE LINKE stel-
len daraufhinihre Antragein Erwartung dieser Antwort bis zu diesem Ausschuss zuriick.

DerBeschlussvorschlagderVerwaltung wird anschlieBend nicht mehr zur Abstimmung
gestellt.

Es ergeht jedoch der Auftrag, bis zum Stadtentwicklungs- und Bauausschuss am
04.07.2023 die folgende Frage zu kldren:

o /stesrechtlichzuldssig, in der Satzung zuregeln, dass die Kappungsgrenze in Stufen
von 5 % pro Jahr umgesetzt wird?

gezeichnet
Stefanie Jansen
Birgermeisterin

Ergebnis: ohne Beschlussempfehlung, mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung
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Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom
04.07.2023

14

Ergebnis der offentlichen Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom 04.07.2023

N eufassung der Satzung liber die zuldssige Miete fiir 6ffentlich geforderte Mietwohnungen
Beschlussvorlage 0100/2023/BV

ErsterBiirgermeister Odszuck eroffnet denTagesordnungspunkt und berichtet liber das
Ergebnis derVorstandssitzung der Gesellschaft fiir Grund und Hausbesitz (GGH) am Vor-
tag.Die GGH wolle sich freiwillig auf eine Erhohung um 90 Cent je Quadratmeterbis 2029
beschranken und ein sozialvertragliches Umsetzungskonzept dazu erstellen,insbesonde-

re beziiglich der Anzahl und Gestaltung der Stufender Erh6hung.

Zunachst werdenvon ErstenBlirgermeister Odszuck und Herr GroBBkinsky, Mitarbeiter des
Amtes fur Baurecht und Denkmalschutz, Fragen aus dem Gremium zur Zusammensetzung
der betroffenenWohnungsanzahlund die Eigentiimerstruktur beantwortet. Es wird erlau-
tert, dass die Selbstbeschrankung die GGH, und damit dengrofitenTeil der Wohnungen be-
treffe.Die weiteren Eigentimerund Eigentimerinnen konnendazu nicht verpflichtet wer-
den. Dies kame einem Rechtsgeschaft zuLasten Dritter gleich. Zur Frage aus der Sitzung
des Ausschusses fiir Soziales wird erlautert, dass die gesetzliche Regelung zur Kap-
pungsgrenze durch eine Satzung nicht geandert werdenkonne. Es handle sichum einen
Eingriffindas Eigentumsrecht, dies stehe unter Gesetzesvorbehalt.

Ander folgendenDiskussionbeteiligensich:

Stadtrat Zieger, Stadtrat Michelsburg, Stadtratin Dr. Schenk, Stadtrat Leuzinger, Stadtrat
Sanwald

Eswerdenim Wesentlichen folgende Argumente vorgetragen.

e DerKompromissvorschlagder GGHwird begrufit,damit konne manderVorlage zu-
stimmen.

e ImVergleich zum privatenWohnungsmarkt sei der geplante Anstiegszielwert mode-
rat. Wichtig sei,dass es keine drastischen Mieterh6hungen gebe.

o Esbleibeeine Belastung derBetroffenen.
e Eswirdbezweifelt,dass es eine grofle ZahlanUmzugswilligengebenwerde.
e Esseiwichtig, dass die GGH die Mittelfiirneue Investitionen erhalte.

o EineUnterstitzungbeieinem Umzugineine kleinere Wohnung wiirde begriifit, ebenso
eine Moglichkeit, soziale Harten zu vermeiden. Ein Anreizprogramm werde benétigt.
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e Mankonne uberlegen, eine freiwillige Einkommenspriifung anzubietenund wieinder
Sudstadt die Miete auf 30 % des Einkommens zu beschranken.

e DieSatzungfihre zu mehr Gerechtigkeit.

Erster Biirgermeister Odszuck weist darauf hin, dass die Anpassung der GGH die Moglich-
keit biete, neue preisgebundene Wohnungen zu erstellen, dies sei Gegenstand der be-
schlossenen Strategie gewesen.Die Anpassung betreffe nur Bestandsmieter keine Neu-
vermietungen.Das Konzeptinder Siidstadt werde aktuell getestet, die Erfahrungensolle
manabwarten,bevores aufandere Bereiche ausgeweitet werde.

Stadtrat Zieger stellt den angekiindigten Ant ragderFraktionDie Linke (Anlage 08 zur
Drucksache 0100/2023/BV) infolgender Form:

Der geplante einheitliche Mietabschlag wird statt auf 10 Prozent auf 20 Prozent festgelegt.

Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 03:10:01 Stimmen

Stadtrat Michelsburg stellt denangekiindigten Antrag der SPD-Fraktion (Anlage 09 zur
Drucksache 0100/2023/BV):

o DerMietabschlagaufdie ortsiibliche Vergleichsmiete wird entsprechend der gesetzli-
chen Grundregel auf 15% festgelegt.

e DieBetroffenenMieter*Innensollenfriihzeitigund transparent iiber die Anderungen
der Satzungsmieteninformiertwerden.

e Essollendazuflankierend Uberlegungen zu einem Anreizsystem bei Wohnungstausch
angestrengt werden (wie zum Beispiel friihzeitiges Angebot kleinerer Wohnungen
durch die GGH andiejenigen,diein einer groBeren Wohnung wohnen oder Unterstit-
zung beim Umzug.)

Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 05:08:01 Stimmen

ErsterBlirgermeister Odszuck stellt nun mit Hinweis auf den Kompromissvorschlag der
GGHdenBeschlussvorschlag der Verwaltung zur Abstimmung.

Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 10:03:01 Stimmen
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B eschlussempfehlung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses: (Arbeitsauftrag in
fett gehalten)

DerStadtentwicklungs - und Bauausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Be-
schluss:

DerGemeinderat beschliefit die als Anlage 01 beigefigte Neufassung der Satzung lberdie
zuldssige Miete fir offentlich geforderte Mietwohnungen, welche die bis Forderjahrgang
2008 geforderten Wohnungenumfasst (§ 32 Absatz 3 Satz 3 Landeswohnraumforderungs-
gesetz-LWoFG).

Zusaltzlich ergeht folgender Arbeitsauftrag:

Die Verwaltung soll darauf hinwirken, dass die Gesellschaft fir Grund- und Hausbesitz ein
sozialvertragliches Konzept beziiglich der Anzahlund Gestaltung der Stufen der Erhi-
hung, erstellt.

gezeichnet
Jirgen Odszuck
ErsterBirgermeister

Ergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit Arbeitsauftrag an die
Verwaltung

Ja 10 Nein 03 Enthaltung 01
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Sitzung des Gemeinderates vom 20.07.2023

Ergebnis der offentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 20.07.2023

35 N eufassung der Satzung liber die zulassige Miete fiir 6ffentlich geforderte Mietwohnungen
Beschlussvorlage 0100/2023/BV

Oberbiirgermeister Prof.Dr. Wiirzner weist auf das Beratungsergebnis aus der Sitzung
des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom 04.07.2023 und dendort erteilten Ar-
beitsauftraghin.

Stadtrat Michelsburg spricht sich gegendenvonder Verwaltung vorgeschlagenen10%igen
Mietabschlag aus und ruft den bereits im Stadtentwicklungs - und Bauausschuss vonder
SPD-Fraktion gestellten Antrag (Anlage 09 zur Drucksache 0100/2023/BV) nochmals auf
und begriindet diesen:

e DerMietabschlagaufdie ortsiibliche Vergleichsmiete wird entsprechend der gesetzli-
chen Grundregel auf15% festgelegt.

e DiebetroffenenMieter/Mieterinnensollenfriihzeitig und transparent iiber die Ande-
rungen der Satzungsmieteninformiert werden.

e Essollendazuflankierend Uberlegungen zu einem Anreizsystem bei Wohnungstausch
angestrengt werden (wie zum Beispielfriihzeitiges Angebot kleinerer Wohnungen
durch die Gesellschaft fiir Grund- und HausbesitzmbH Heidelberg (GGH) andiejeni-
gen, dieineiner groBeren Wohnung wohnen oder Unterstiitzung beim Umzug.)

Im Laufe der Aussprache stellt Stadtratin Mirow vonder Fraktion DIE LINKE folgenden
Antrag (siehe Anlage 10 zur Drucksache 0100/2023/BV) und begriindet diesen:

1. DerMietabschlag auf die ortsiibliche Vergleichsmiete wird auf 20% (behelfsweise
entsprechend dergesetzlichen Grundregel auf 15%) festgelegt.

2. Es erfolgt eine Absenkung der Kappungsgrenze auf maximal10%. Dadurchwird ge-
wahrleistet, dass die aktuell vereinbarten Mieteninnerhalb vondrei Jahren nicht um
mehrals maximal10% steigendiirfen.Im Jahre 2023 dirfen die Mieten um maximal
5% steigen.
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Mieterhohungenkonnen nicht dann geltend gemacht werden, wenndie satzungsge-
mafe neue Miete dazufiihrt, dass die Wohnung fiir Mieter/MieterinnennachdenVor-
gabenzu den angemessenen Kosten einer Unterkunft nicht angemessenist und der
Mieter/Mieterinnendadurchindie Gefahrgeraten, die Wohnung zu verlieren.

Die betroffenen Mieter/Mieterinnensollenfriihzeitigund transparent iiber die Ande-
rungen der Satzungsmieteninformiert werden.

Es sollen dazuflankierend Uberlegungen zu einem Anreizsystem bei Wohnungs-
tauschangestrengt werden.Dazu zahlen zum Beispieleinfriihzeitiges Angebot klei-
nerer Wohnungen durch die GGHandiejenigen, dieineiner groBeren Wohnung woh-
nen oder Unterstutzung beim Umzug.

Es meldensich zu Wort:

Stadtrat Michelsburg, Stadtrat Zieger, Stadtratin Mirow, Stadtratin Dr. Schenk, Stadtrat
Sanwald, Stadtratin Stolz, Stadtrat Eckert, Stadtrat Geschinski

In der Diskussion geht es im Wesentlichenum folgende Themen:

Hohe des Mietabschlages
Fehlbelegungen

schriftliche Konkretisierungfiir ein sozialvertragliches Konzept (Arbeitsauftrag aus
der Sitzung des Stadtentwicklungs - und Bauausschusses vom 04.07.2023)

Anreizsystem bei Wohnungstausch

Rechtzeitige Informationund Transparenz bei Mieterhhungen

ErsterBlirgermeister Odszuck und Oberbiirgermeister Prof. Dr. Wiirzner gehen nochmal
auf die Vorlage ein und betonen, dass es der GGH um eine Mieten- und Flachengerechtig-
keitim gesamten Wohnungsbestand gehe. Hierflirmiisse manjedoch die derzeit teilweise
extrem niedrigen Mietenmoderat anpassen.

Stadtrat RothfuB stellt den Geschaftsordnungsantrag auf

Ende der Redeliste

Der Antragwird von einer ausreichenden Anzahl von Mitgliedern unterstiitzt.
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Stadtrat Sanwaldist der Ansicht,dass - nach Vorlage eines guten Konzeptes der GGH zur
Abfederung sozialer Hartefalle - moglicherweise einem Mietabschlag von10% zugestimmt
werdenkonne.

AbschlieBend ruft Oberbiirgermeister Prof. Dr. Wiirzner den Punkt1des Antrags der
Fraktion DIELINKE (Anlage 10 zur Drucksache 0100/2023/BV) wie folgt auf

DerMietabschlag auf die ortsiibliche Vergleichsmiete wird auf 20% festgelegt

Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 5 Ja-Stimmen

Oberbiirgermeister Prof.Dr. Wiirzner ruft daraufhin den ersten Punkt des Antrages der
SPD-Fraktion (Anlage 09 zur Drucksache 0100/2023/BV) auf, derinhaltlichidentischist mit
dem Punkt1behelfsweise der Fraktion DIE LINKE (Anlage 10 zur Drucksache
0100/2023/BV):

Der Mietabschlag auf die ortsibliche Vergleichsmiete wird entsprechend der
gesetzlichen Grundregel auf15% festgelegt

Abstimmungsergebnis: mehrheitlichbeschlossen mit18 Nein-Stimmen

Im Anschluss ruft Oberbiirgermeister Prof.Dr. Wiirzner den Punkt 3 des Antrages der
Fraktion DIE LINKE (Anlage 10 zur Drucksache 0100/2023/BV) auf:

Mieterhohungenkonnen nicht dann geltend gemacht werden, wenndie satzungsgemalfie
neue Miete dazufiihrt, dass die Wohnung fiir Mieter/MieterinnennachdenVorgabenzuden
angemessenen Kosten einer Unterkunft nicht angemessenistund der
Mieter/Mieterinnendadurchin Gefahrgeraten, die Wohnung zu verlieren.

Abstimmungsergebnis: mehrheitlichabgelehnt mit 5 Ja-Stimmen

Danach lasst Oberbiirgermeister Prof. Dr. Wiirzner iiber Punkt 4 und 5 des Antrages der
Fraktion DIE LINKE (Anlage 10 zur Drucksache 0100/2023/BV) abstimmen:

e DiebetroffenenMieter/Mieterinnensollenfriihzeitig und transparent iiber die Ande-
rungen der Satzungsmieteninformiert werden.

e Essollendazuflankierend Uberlegungen zu einem Anreizsystem bei Wohnungstausch
angestrengt werden (wie zum Beispielfriihzeitiges Angebot kleinerer Wohnungen
durch die GGH andiejenigen,diein einer grofBeren Wohnung wohnen oder Unterstiit-
zung beim Umzug.)

Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
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Stadtrat Sanwald vonder Fraktion Biindnis 90/ Die Griinen stellt folgenden

Antrag:

Die GGH wird aufgefordert, ein Konzept zu erarbeiten, das die sozialen Hartefalle berick-
sichtigt und soziale Harten abfedert. Bei Akzeptanz durch das Gremium kann gegebenen-
falls der bis dahin geltende beschlossene Mietabschlag auf die ortsiibliche Vergleichsmie-
tevon15% auf10%reduziert werden.

Abstimmungsergebnis: mehrheitlichbeschlossen mit 2 Enthaltungen

Im Anschluss stellt Oberbiirgermeister Prof. Dr. Wiirzner den Beschlussvorschlag der
Verwaltung unterBerilicksichtigung der soebenbeschlossenen Anderungen zur Abstim-
mung.

Beschluss des Gemeinderates (Anderungenund Arbeitsauftrag fett dargestellt):

DerGemeinderat beschliefit die als Anlage 01 beigefigte Neufassung der Satzung iber die
zulassige Miete fir offentlich geférderte Mietwohnungen, welche die bis Forderjahrgang
2008 geforderten Wohnungenumfasst (§ 32 Absatz 3 Satz 3 Landeswohnraumforderungs-
gesetz-LWoFG) mitfolgenden Anderungen:

Der Mietabschlag auf die ortsibliche Vergleichsmiete wird entsprechend der gesetzlichen
Grundregel auf15% festgelegt.

Zusatzlich ergeht folgender Arbeitsauftrag:

Die betroffenen Mieter/Mieterinnen sollen friihzeitig und transparent (iber die Anderungen
der Satzungsmieten informiert werden.

E's sollen dazu flankierend Uberlegungen zu einem Anreizsystem bei Wohnungstausch an-
gestrengt werden (wie zum Beispiel friihzeitiges Angebot kleinerer Wohnungen durch die
GGHan diejenigen, die in einer grolieren Wohnung wohnen oder Unterstiitzung beim Um-

zug.)
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Die GGH wird aufgefordert, ein Konzept zu erarbeiten, dass die sozialen Hirtefélle bertiick-
sichtigt und soziale Harten abfedert. Bei Akzeptanz durch das Gremium kann gegebenen-
falls der bis dahin geltende beschlossene Mietabschlag auf die ortsiibliche Vergleichsmie-
te von15% auf10% reduziert werden.

gezeichnet
Prof. Dr. Eckart Wiirzner
Oberbiirgermeister

Ergebnis: beschlossen mit Anderung und Arbeitsauftrag an die Verwaltung
Nein 4
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Begriindung:

Ausgangssituation

Im Rahmender Foderalismusreform und der Einfihrung des Landeswohnraumforderungsgesetzes
(LWoFG) beschloss der Heidelberger Gemeinderat zum 21.04.2009 erstmals per Satzung Hochstmie-
tenflr die bis 2008 6ffentlich geforderten Mietwohnungen. Zweck der landesgesetzlichen Ermachti-
gung war die Ablésung der Kostenmiete durch Uberfiihrung in ein System, das sichan der ortsiibli-
chen Vergleichsmiete (OVM) und damit andentatsachlichen Mietwerten des drtlichen Wohnungs-
marktes orientiert. Die Kostenmiete sollte bis dahin die laufenden Aufwendungendes Vermieters
unter Berticksichtigung seiner Finanzierungskosten decken.Sie war mafigeblichvonden Forderbe-
dingungen des Landes abhangig, die je nach Férderjahrgang unterschiedlich ausfielen.

In Heidelberg sollte sichdie Kostenmiete Stand Dezember 2008 durch die Umstellung nicht erhdhen.
Die abdem 01.01.2009 giiltige Satzungsmiete entsprach daherfaktischder Kostenmiete. Entspre-
chend der Systematik fiir die Kostenmiete wurde ohne Beriicksichtigung der einzelnen mietspiegel-
relevantenWohnungsmerkmale fiir jedes 6ffentlichgeforderte Gebaude eine OVM festgelegt und der
Unterschied zur bisherigen Kostenmiete je Gebaude in Prozent ermittelt (zum Beispiel: OVM abziig-
lich 36 Prozent entsprachder bisherigen Kostenmiete und wurde zur neuen Satzungsmiete). Die Pro-
zentabschlage je Gebaude wurdenab diesem Zeitpunkt festgeschrieben.Seitherist die OVMje Woh-
nung zu ermittelnund nach Abzug des einheitlichen Abschlags je Gebaude, ergibt sich die maximal
zulassige Satzungsmiete. Obwohl, wie vorgegeben, die OVM als Referenzfiir die Miete eingefiihrt
wurde, blieb inder Folge der jeweilige aus der Kostenmiete abgeleitete Mietabschlag die bestimmen-
de GroBe. In ungefahreinem Drittelaller Gebaude unterscheidensich daher die Miethdhen, fiir Laien
nicht nachvollziehbar, erheblich vonden Wohnwerten laut Mietspiegel.

Argumente fiireinen einheitlichen Mietabschlagvon10 Prozent:

1. Diemomentannochanzuwendenden teilweise erheblichen Mietabschlage gegeniiber der OVM
(bis zu 44 Prozent) fiihren in einem hochpreisigen Mietwohnungsmarkt wie in Heidelberg da-
zu, dass Haushalte zu grofl gewordene offentlich geforderte Wohnungen nicht mehr fiir eine
bedarfsgerechtere Belegung freimachen.Das eigentliche Zielder offentlichen Mietwohn-
raumforderung, Haushalte in bestimmtenLebensphasenangemessen mit Wohnraum zuver-
sorgen, kannnicht mehrausreichend erfillt werden. Tatsachlichhaben ehemals grofie Fami-
lien nach AuszugdererwachsenenKinderinder Regelkeinen Anspruch mehr auf eine Wohn-
berechtigungsbescheinigung. Fiir sieist es unattraktiv,ineine deutlich kleinere, nicht gefor-
derte Wohnung umzuziehen, da die Miete fiir die kleinere Wohnung regelmafig hoher ausfallt,
als die Miete furihre mittlerweile zugrofi gewordene, 6ffentlich geforderte Wohnung. Eine an-
gemessene Erhéhung der teilweise erheblichunter der OVM liegenden Satzungsmieten, kann
einAnreiz fireinenUmzugin eine bedarfsgerechtere Wohnung sein.

2. Kinftigsollesdie Falle nicht mehr geben, bei denensichin benachbarten undvom Wohnwert
nahezu gleichwertigen Gebauden, auf Grund der unterschiedlichen Férderjahrgange, stark
abweichende Mieten erhobenwerden.

3. DenExtremfalleiner offentlich geforderten Wohnung ineinem hochpreisigen Stadtteil, die auf
Grund eines hohen Abschlags giinstigerist als eine vergleichbar groie Wohnungin einem
Stadtteilmit deutlichniedrigerer OVM und einem heute schon sehr geringen Mietabschlag, soll
esinZukunft ebenfalls nicht mehr geben.
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Dergeplante einheitliche Mietabschlagfiihrt auchin Fallen mit bisher hohenMietabschlagen
zu moderaten Mietsteigerungen. Fiireine 3-Zimmer-Wohnunginder Hauptstrae mit 90,8 m*
Wohnflache betragt die aktuelle Satzungsmiete 5,24 Euro.Die Reduzierung des aktuellen
Mietabschlags von 36 Prozent auf kiinftig 10 Prozent, kann auf Grund der im Mietrecht festge-
legten Kappungsgrenze erstiber einen Zeitraum von zirka 7 Jahren vollstandig auf den Mie-
terhaushalt weitergegebenwerden. Die soinnerhalb eines 3-Jahres-Zeitraums entstehenden
MieterhohungenliegenbeimaximallEuro pro Quadratmeter Wohnflache im Monat. Diese An-
nahmenberuhen auf der momentannoch giiltigen Kappungsgrenze von15 Prozent. Die Bun-
desregierung plant laut Koalitionsvertrag, diese auf11 Prozent zureduzieren.

Auch nach vollstandiger Umsetzung der Kiirzung auf einen einheitlichen 10-prozentigen
Mietabschlagbleibendie Mietendurchdie Koppelungan die OVMfiir die regelmaBig alteren
Gebaude preiswertundbezahlbar. Beiden WOB-berechtigten Haushalten muss auf Grund der
mittlerweile recht hohen Einkommensgrenzenvon sehrunterschiedlichen Betroffenheitenin
Bezug auf die Mietbelastungenausgegangenwerden. Fiir transferleistungsempfangende
Haushalte werden auch nach Anpassung der Mietabschlage die Kosten der Unterkunft bei ei-
ner angemessenen Belegung iibernommen. Berechnungen fiir besonders starkvonder Her-
absetzung des Mietabschlags betroffene 1- bis 3-Zimmer-Haushalte ineinem Gebaudeinder
Hauptstrafle zeigen, dass auch die Mietparteien,deren Einkommenan der firWOBs zulassi-
genObergrenze liegen, mit der neuen Satzungsmiete gut zurechtkommenwerden.

Etwas anders verhalt es sichbei Haushalten mit zirka zwei Dritteln des zulassigen Haushalts-
einkommens.Eine Beispielsrechnung zeigt, dass sichindiesen Fallenbei einem Single -
Haushalt die bisherige Belastungsquote von 22 auf 24 Prozent erhdhenwird, fir einenZwei-
Personen-Haushalt von 29 auf 33 Prozent und fiir einen Drei-Personen-Haushalt von 35 auf
41Prozent (Verhaltnis Nettoeinkommen - 65 Prozent vom Brutto -zu den Ausgaben fiir Miete,
plus Nebenkosten). Diese Berechnung geht abervoneinersofortigen kompletten Umsetzung
des neuen Mietabschlags aus. B ei bestehenden Mietverhdltnissen wird die komplette Umset-
zung aber erst zirka Ende 2029 erfolgt sein. Nach dem heutigen Mietspiegelwert lage die neue
Satzungsmiete fiir die Altstadtwohnung bei 7,37 Euro (siehe Anlage 02).Verglichen mit neuen
offentlich geférderten Wohnungen ist dieser Wert aktuell immer noch zirka 2 Euro pro Quad-
ratmeter giinstiger.

Eine Umlage vonModernisierungskosten auf die Miete wird bei einem kiinftigen Abschlagvon
einheitlich10 Prozent auf die OVM nicht mehr maglich sein. Die GGH verpflichtet sichinihrer
,Strategie 2035“dennochweiterhinregelmagigModernisierungsmafnahmeninihrem Woh-
nungsbestand durchzufiihren. Durch die Anpassung der Mietabschlage verbessert sichdie
wirtschaftliche Situation aller betroffenen Wohnbaugesellschaften, so dass auch ohne die
Umlegung der Modernisierungskostenin Zukunft notwendigen Modernisierungs - und Sanie-
rungsmafinahmen wirtschaftlich durchgefiihrt werden konnen. Von Modernisierungenim
energetischenBereichwerdendie Mieterhaushalte durch reduzierte Heizkosten profitieren.

Zudem erhoht sich langfristig die Liquiditat derinHeidelberg auf dem offentlich geforderten
Wohnungsmarkt tatigen Unternehmen.Durch diese zusatzlichen Mittelverbessernsichdie
Maglichkeiten, neuen offentlich geforderten Mietwohnraum zu schaffen. Die L -Bank verlangt
vonden Gesellschaftenfiir jedes Forderobjekt mindestens 20 Prozent Eigenmitteleinzubrin-
gen.

Dereinheitliche Mietabschlag verstofit aus dendargelegten Griinden nicht gegenden Gleichheits-
grundsatzund ist verhaltnismaBig.

Verbot der Uberkompensation -

§ 7 Absatz 3 LWoFG und Auswirkungen auf die Wohnungsbaugesellschaften
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Die Frage einer europarechtlich verbotenen Uberkompensation der Nachteile fiir Wohnungsbauun-
ternehmenaus der Mietpreis- und Belegungsbindung durch die Mehreinnahmen aus dem geplanten
niedrigeren einheitlichen Mietabschlag, lasst sichim Einzelnennicht genau feststellen, da die Gesell-
schaftenseit Einflihrung der Satzungsmiete nicht mehrverpflichtet sind, die Datenfiir eine Wirt-
schaftlichkeitsberechnung zur Ermittlung der Kostenmiete zuerheben.Nachder gesetzlichen
Grundregelwird eineinheitlicher Mietabschlag von 15 Prozent vorgeschrieben (§ 32 Absatz 3 Satz 4
LWoFG), wennKommunen keine Satzungsmiete beschlieBen. Eine europarechtliche Uberkompensa-
tionsieht der Gesetzgeberhierinnicht. Dadie Modernisierungskosten zudem nicht mehr auf die Mie-
terumgelegt werdenkonnen, ist davonauszugehen, dass die vonder Stadt nur um 5 Prozentpunkte
abweichende Regelungim Einklang mit den Beihilfevorschriftender Europaischen Union steht.

Auswirkungen auf die Gesellschaft fiir Grund - und Hausbesitz mbH Heidelberg (G GH)

Bezogenaufdievonder Satzungsmiete betroffenen1.689 Wohnungen der GGH, welche rund

70 Prozent der Wohnungenin dieser Kategorie ausmachen, liegt die kiinftige Durchschnittsmiete pro
Quadratmeter Wohnflache durch die Anpassung der Satzungsmiete nach Angabender GGHbeimo-
natlich 6,47 Euro.Derzeitist dieser Mittelwert zirka ein Euro niedriger.Diese Miete lage zirka 3 Euro
unter der aktuell giiltigen Erstvermietungsmietefiir neu geschaffenen offentlich gefordertenWohn-
raum.
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Durch einen einheitlichen Mietabschlag von10 Prozent kann die GGH nachihrer , Strategie 2035 das
Wohnungsangebot fiir WOB-Haushalte auf ihren kompletten Wohnungsbestand erweitern. Fiir Neu-
/Erstvermietungenwerdensowohldie Neuregelungen zur ,Satzungsmiete als auch der Mietnachlass
der GGH sofort nach Inkrafttreten der Neufassung der Satzung Anwendung finden. Bei bestehenden
MietverhaltnissenerfolgtinbeidenFallendie erstmalige Anwendung bei der nachsten Mietpreisan-
passung. Kiinftig konnten also deutlich mehr wohnberechtigte Haushalte beider GGHinden Genuss
eines Mietabschlags / vergiinstigten Miete kommen. Durch dieinsgesamt h6heren Mieteinnahmen
verbessertsichzudemdie Liquiditat der GGH, wodurch es ihrermoglicht wird, mehrWohnraumim
offentlichgeforderten Neubausegment flirWOB-Haushalte im oberen Einkommenssegment zu
schaffen.Die Aktualisierungder Satzungsmieteist eine Grundvoraussetzung zur Umsetzung der
,GGH-Strategie 2035, die sichinsbesondere im Wohnungsbestand mehr Miet- und Flachengerech-
tigkeit zum Zielgesetzt hat (siehe Drucksache 0075/2021/AN).

Prifung der Nachhaltigkeit der Mainahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungspla-
nes /derLokalen Agenda Heidelberg

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes

Nummer/n: +/-
(Codierung) beriihrt Ziel/e:
W02 + Preiswerten Wohnraum sichern und schaffen.

Begriindung:
Eine Mietenbegrenzungim gebundenenWohnungsbau gewahrleistet eine
soziale Durchmischung inder Stadt und verhindert Segregationsprozesse

2.Kritische Abwagung / Erlauterungen zu Zielkonflikten:

DerpositivenWirkung
e MehrDynamikund damitverbundeneine grof3ere Miet-und Flachengerechtigkeit.
¢ ReduzierungderFehlbelegungsquote.
e Erhohung des fir WOB-Haushalte zur Verfligung stehenden bezahlbaren Wohnraums.
Steht als negative Auswirkung
e dieErhohung der bisherliberwiegend sehrniedrigen Satzungsmiete auf einimmernoch
preisreduziertes Mietniveaugegenuber.

Die positive Wirkung der MaBnahme liberwiegt die Nachteile.

gezeichnet
Jiirgen Odszuck

Anlagen zur Drucksache:

Nummer: | Bezeichnung

01 Satzung liberdie zuldassige Miete fiir 6ffentlich geforderte Mietwohnungen (Neu-
fassung2022)
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02

Fallbeispiele zur Neufassung der Satzungsmiete

03

Satzung lberdie zuldassige Miete flir geforderte Wohnungen (Altfassung 2009)

04

Tabelle mitden 2009 eingefrorenenMietabschlagenje Gebaude

05

Sachantrag der FraktionDie Linke vom 02.05.2023
(Tischvorlage inder Sitzung des Ausschusses fiir
Soziales und Chancengleichheit vom 02.05.2023)

06

Sachantrag der SPD-Fraktionvom 02.05.2023
(Tischvorlage inder Sitzung des Ausschusses fiir
Soziales und Chancengleichheit vom 02.05.2023

07

Beantwortung des Arbeitsauftrages aus der Sitzung des Ausschusses fiir Sozia-
les und Chancengleichheit vom 02.05.2023

08

Sachantrag der FraktionDie Linke vom 27.06.2023
(Tischvorlage inder Sitzung des Ausschusses fiir
Soziales und Chancengleichheit vom 27.06.2023)

09

Sachantrag der SPD-Fraktionvom 27.06.2023
(Tischvorlage inder Sitzung des Ausschusses fiir
Soziales und Chancengleichheit vom 27.06.2023)

10

10_Sachantragder Fraktion DIELINKE vom 19.07.2023
(Tischvorlage inder Sitzung des Gemeinderates vom 20.07.2023)

Drucksache:

0100/2023/BV

00351943.docx




	Betreff:
	Beratungsfolge:

	Beschlussvorschlag der Verwaltung:
	Zusammenfassung der Begründung:
	Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit vom 02.05.2023
	Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
	Beschlussempfehlung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit:
	Der Gemeinderat beschließt die als Anlage 01 beigefügte Neufassung der Satzung über die zulässige Miete für öffentlich geförderte Mietwohnungen, welche die bis Förderjahrgang 2008 geförderten Wohnungen umfasst (§ 32 Absatz 3 Satz 3 Landeswohnraumförde...
	Damit ergeht folgender Arbeitsauftrag:
	Ergebnis: vertagt mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung

	Sitzung des Ausschusses für Soziales und Chancengleichheit vom 27.06.2023
	Es ergeht jedoch der Auftrag, bis zum Stadtentwicklungs- und Bauausschuss am 04.07.2023 die folgende Frage zu klären:
	Ergebnis: ohne Beschlussempfehlung, mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung

	Sitzung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses vom 04.07.2023
	Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 03:10:01 Stimmen
	Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 05:08:01 Stimmen
	Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 10:03:01 Stimmen
	Beschlussempfehlung des Stadtentwicklungs- und Bauausschusses: (Arbeitsauftrag in fett gehalten)
	Ergebnis: Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit Arbeitsauftrag an die Verwaltung

	Sitzung des Gemeinderates vom 20.07.2023
	Abstimmungsergebnis: abgelehnt mit 5 Ja-Stimmen
	Abstimmungsergebnis: mehrheitlich beschlossen mit 18 Nein-Stimmen
	Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt mit 5 Ja-Stimmen
	Abstimmungsergebnis: einstimmig beschlossen
	Abstimmungsergebnis: mehrheitlich beschlossen mit 2 Enthaltungen
	Beschluss des Gemeinderates (Änderungen und Arbeitsauftrag fett dargestellt):
	Ergebnis: beschlossen mit Änderung und Arbeitsauftrag an die Verwaltung

	Begründung:
	Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg
	Anlagen zur Drucksache:

